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Betreff:

Verwendungsbeschrdnkungssatzung und Anschluss- und Benutzungszwdnge im
Stadtgebiet
hier: Kenntnisnahme der weiteren Vorgehensweise

Mainz, 01.03.2011
gez. Marianne Grosse

Marianne Grosse
Beigeordnete

Beschlussvorschlag:

Der Stadtvorstand, der Bau- und Sanierungsausschuss, der Stadtrat nimmt den Sach-
standbericht Uber die weitere Vorgehensweise zur Regelung von Verbrennungsver-
boten und Anschluss- und Benutzungszwdangen fUr Gas und Fernwdrme im Stadtge-
biet zur Kenntnis.




Problembeschreibung / Begrindung:

1.

Aufgabenstellung

Auf Antrag der FDP-Fraktion im Ortsbeirat Mainz-Drais (Antrag 1152/2008) vom
30.10.2008 soll gepruft werden, ob die bestehende Satzung im Bereich des Be-
bauungsplanes "D 8" bzw. heute "D 21" zum Anschluss- und Benutzungszwang for
Gas sowie zum Verbot fossiler Brennstoffe aufgehoben werden kann. Hintergrund
ist die hierdurch bedingte Erschwernis zur Nutzung moderner Energiegewinnungs-
formen wie Holzpellets, Warmepumpen und Solarenergie.

Im Stadtgebiet von Mainz existieren mehrere Satzungen, die entweder einen An-
schluss- und Benutzungszwang fUr bestimmte Energietrdger (Gas/Fernwdrme) vor-
schreiben oder ein Verbrennungsverbot fur einzelne Brennstoffe zum Inhalt ha-
ben.

DarUber hinaus ist der Textbebauungsplan "Beschrénkung zur Verwendung luft-
verunreinigender Stoffe (VBS)" seit dem 01.10.1996 fUr das gesamte Stadtgebiet
rechtskraftig.

Weiteres Vorgehen

Aufgrund der in der Stadt Mainz vorhandenen teilweise sehr starken Luftbelastung
insbesondere durch Feinstaub soll auch zukiUnftig eine Regelung fur Feuerungsan-
lagen erfolgen. Diese soll auf der aktuellen 1. BImSchV aufbauen und Regelun-
gen zur Verwendung von Heizungsanlagen anhand des Schadstoffausstoes tref-
fen.

Mit diesem Ziel soll der bestehende Textbebauungsplan "Beschrdnkung der Ver-
wendung luftverunreinigender Stoffe (VBS)" aktualisiert werden und Regelungen
fOr das gesamte Stadtgebiet treffen.

Seitens des Umweltamtes wird derzeit der Entwurf fUr eine Uberarbeitung der In-
halte des 0. g. Bebauungsplanes erstellt. Im Anschluss daran wird federfGhrend
durch das Stadtplanungsamt das Verfahren zur Anderung dieses Textbebau-
ungsplanes auf den Weg gebracht und den stadtischen Gremien zur Beschluss-
fassung vorgelegt.

Wenn diese neue Satzung erstellt und rechtskraftig ist, werden die Ubrigen im
Stadtgebiet vorhandenen Normen mit Verbrennungsverboten bzw. Anschluss-
und Benutzungszwdngen auf ihren weiteren Bestand hin Uberpruft und ggf. auf-
gehoben, sofern hierfur kein weiteres Erfordernis mehr besteht.

Mit dieser Vorgehensweise kann vermieden werden, dass in der Zwischenzeit
aufgrund fehlender Regelungen solche Heizungsanlagen entstehen, die zu einer
stérkeren Luftverunreinigung beitragen.

Ubergangsregelung

In der Zeit bis zur Rechtskraft der Uberarbeiteten Satzung "VBS", kbnnen Befreiun-
gen von den bestehenden Verbrennungsverbotsregelungen fir moderne Hei-
zungsanlagen in Aussicht gestellt werden, wenn seitens des Umweltamtes gepruft
wird, dass die Anlagen den heutigen Anforderungen an die Luftreinhaltung ge-
nugen. Auf diesem Wege wird gewdhrleistet, dass bereits heute moderne Hei-
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zungsanlagen mit den in den Satzungen ausgeschlossenen Energietrdgern (z.B.
Holzpellets 0.4.) errichtet werden kdnnen.

Finanzielle Auswirkungen:

[ ]ja, Stellungnahme des Amtes 20 (Anlage 1)
[ X] nein

Seite 3 von 3



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

